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LANDGERICHT KÖLN

BESCHLUSS

‑ 11 T 120/05 -

 6 VI 285/05 AG Bergisch Gladbach

In der Nachlasssache

betreffend den am ... 2005 in Bonn verstorbenen ... mit letztem Wohnsitz in ...

an der unter anderem beteiligt sind:

1. Frau ....,

Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

2. Frau ...,

Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

‑ Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Spoelgen in Bonn -

hat die 11. Zivilkammer des Landgerichts Köln

durch die 

Vorsitzende Richterin am Landgericht Aengenvoort, den 

Richter   am Landgericht Dr. Lohmann und die 

Richterin am Landgericht Bieber 

am 02. Juni 2005 

b e s c h l o s s e n :

Auf die Beschwerde der Beteiligten wird der Beschluss des Amtsgerichts Bergisch Gladbach vom 26. April 2005 ‑ 6 VI 285/05 ‑ aufgehoben und das Amtsgericht angewiesen über den Antrag der Beteiligten auf Anordnung der Nachlassverwaltung nach Maßgabe der folgenden Gründe neu zu entscheiden.

GRÜNDE:

Am 16. Januar 2005 verstarb Herr ... geb. am ...  1953 in ... (nachfolgend Erblasser genannt). Am 25. Februar 2005 eröffnete das Nachlassgericht einen Erbvertrag vom 27. Oktober 1997 ‑ UR.Nr. 1430/1997 ‑ des Notars Dr. jur. ... in Siegburg (Bl. 3 ff. 6 lV ...). Der Erbvertrag enthält keine Erbeinsetzung sondern belastet die Erben mit einem Ver​mächtnis zugunsten seiner zukünftigen Abkömmlinge ersatzweise seiner namentlich aufgeführten Nichten und Neffen bezüglich von Grundstücken. Die Ehefrau des Erblassers, Frau ... hat am 25. Februar 2005 die Erbschaft aus allen Berufungsgründen ausgeschlagen. Die Mutter des Erblassers Frau ..., geb. ...,  geb. am ... hat ebenfalls die Erbschaft am 24. Februar 2005 ausgeschlagen.

Die Beteiligten zu 1. und 2. haben am 19.04.2005 einen Erbscheinsantrag gestellt (UR.Nr. 296/2004 Notar Dr. ... in Siegburg) nach dem sie, nachdem die Ehefrau und die Mutter des Erblassers das Erbe ausgeschlagen, ha​ben gesetzliche Erben des Erblassers zu jeweils ½ geworden sind (6 VI 491/05 AG Bergisch Gladbach). Mit Schreiben vom 11.03.2005 haben die Beteiligten zu 1.,2. eine Nachlassverwaltung beantragt. Hinsichtlich der Begründung wird auf Bl. 1 ff. d.A. 6 VI 285/05 AG Bergisch Gladbach verwiesen. Dieser Antrag wurde vom Rechtspfleger am 16. März 2005 beanstandet. Der Rechtspfleger ging von der Ein​richtung einer Nachlasspflegschaft aus.

Mit weiterem Schreiben vom 18.04.2005 haben die Beteiligten zu 1. ausdrücklich erklärt, dass es um die Beschränkung der Erbenhaftung durch Anordnung einer Nachlassverwaltung gehe und sie deshalb auch einen Erbschein beantragen würden. Dies wurde erneut von dem Rechtspfleger mit Schreiben vom 19. April 2005 beanstandet, weil es sich nunmehr um einen neuen Antrag handele und der Vortrag nicht ausreichend sei. Mit Schreiben vom 25.04.2004 haben die Beteiligten unter anderem vorgetragen, dass die Voraussetzungen für die Nachlassverwaltung vorlägen. Insbesondere sei eine ausreichende Masse vorhanden. Es seien zwei Eigentumswohnungen vermietet, so dass Mieteinkünfte vorlägen. Durch die Nichtanordnung der Nachlassverwaltung entstehe ihnen ein erheblicher Schaden.

Durch den angefochtenen Beschluss hat das Amtsgericht den Antrag der Beteiligten auf Einrichtung einer Nachlassverwaltung als unbegründet zurückgewiesen. Hinsichtlich der Begründung wird auf Bl. 22 ff. d.A. verwiesen.

Gegen diesen den Beteiligten am 06.05.2005 zugestellten Beschluss haben diese mit Schriftsatz vom 12.05.2005 Beschwerde eingelegt und im wesentlichen ihren Sachvortrag wiederholt. Das Amtsgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und die Sache dem Landgericht zur Entscheidung vorgelegt.

Die Beschwerde der Beteiligten ist zulässig (§ 76 FGG) und in der Sache begründet.

Nach § 1981 Abs. 1 BGB ist vom Nachlassgericht die Nachlassverwaltung anzuordnen, wenn der Erbe die Anordnung beantragt. Das Antragsrecht der Erben hat zur alleinigen Voraussetzung, dass sie nicht allgemein unbeschränkbar haften (§ 1981 Abs. 1, 2013 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2). Durch Analogie zu § 216 KO wird von der überwiegenden Meinung angenommen, dass die Anordnung der Nachlassverwaltung auf Antrag des Erben auch vor Annahme der Erbschaft erfolgen kann. Vorliegend haben jedoch die Beteiligten zu 1. und 2. die Erbschaft angenommen. Sie haben einen Erbscheinsantrag gestellt. Auch dass der Nachlass überschuldet ist, hindert die Annordnung der Nachlassverwaltung nicht (vgl. KG HRR 1930 Nr. 1109).

Die Beteiligten zu 1. und 2. haben den Antrag auf Anordnung der Nachlassverwaltung auch an das Nachlassgericht gestellt. Dies ergibt sich bereits aus dem Antrag vom 11.03.2005 und insbesondere aus der Ergänzung vom 25.04.2005. Sie haben auch dargelegt, dass noch Mieteinnahmen aus den zwei vermieteten Eigentumswohnungen monatlich eingehen, so dass die Voraussetzungen für die Ablehnung nach § 1982 BGB mangels Masse nicht vorliegen. Soweit das Amtsgericht den Sachvortrag nicht für hinreichend hält, hätte es durch Verfügung die Beteiligten ​zu 1. und 2. auffordern müssen, darzulegen, dass eine entsprechende Masse vorhanden ist, die die Kosten abdecken. Im übrigen hätte das Amtsgericht einen Vorschuss anordnen können. Eine Ablehnung hat nämlich zu unterbleiben, wenn der Antragsteller einen zur Deckung des fehlenden Betrages ausreichenden Vorschuss leistet (vgl. Münchn.Kömm. 1982, Rdnr. 1). Insoweit ist das Amtsgericht bei seiner Entscheidung auf den Vortrag der Beteiligten zu 1. und 2., dass eine ausreichende Masse zur Deckung der Kosten vorhanden sei, nämlich die Mieteinnahmen aus den Eigentumswohnungen nicht eingegangen. Das Amtsgericht hat jedoch bei Anordnung alle Voraussetzungen von Amts wegen zu prüfen und gegebenenfalls den Antragsteller auf besondere Voraussetzungen hinzuweisen. Aus diesem Grunde hat das Amtsgericht erneut über den Antrag der Beteiligten zu 1. und 2. Nachlassverwaltung anzuordnen nach Maßgabe der obigen Gründe zu entscheiden und einen entsprechenden Nachlassverwalter zu bestellen. Es wird insbesondere auf die Eilbedürftigkeit dieser Sache hingewiesen.
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